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Regeste

Nichteintreten auf Asylgesuch und Wegweisung (Dublin-Verfahren)

Erwägungen

E. 1.1
Gemäss Art. 31 VGG ist das Bundesverwaltungsgericht zur Beurteilung von Beschwerden
gegen Verfügungen nach Art. 5 VwVG zuständig und entscheidet auf dem Gebiet des Asyls
in der Regel - wie auch vorliegend - endgültig (Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG; Art. 105 AsylG).
Der Beschwerdeführer ist als Verfügungsadressat zur Beschwerdeführung legitimiert (Art.
48 VwVG). Auf die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde ist einzutreten.

E. 1.2
Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, soweit das VGG und das AsylG nichts
anderes bestimmen (Art. 37 VGG und Art. 6 AsylG).

E. 1.3
Die Kognition des Bundesverwaltungsgerichts und die zulässigen Rügen richten sich im
Asylbereich nach Art. 106 Abs. 1 AsylG, im Bereich des Ausländerrechts nach Art. 49
VwVG (vgl. BVGE 2014/26 E. 5).

E. 2
Über offensichtlich unbegründete Beschwerden wird in einzelrichterlicher Zuständigkeit
mit Zustimmung eines zweiten Richters beziehungsweise einer zweiten Richterin
entschieden (Art. 111 Bst. e AsylG). Wie nachstehend aufgezeigt, handelt es sich um eine
solche, weshalb das Urteil nur summarisch zu begründen ist (Art. 111a Abs. 2 AsylG).
Gestützt auf Art. 111a Abs. 1 AsylG wurde auf einen Schriftenwechsel verzichtet.

E. 3
Bei Beschwerden gegen Nichteintretensentscheide, mit denen es die Vor-instanz ablehnt,
das Asylgesuch auf seine Begründetheit hin zu überprüfen (Art. 31a Abs. 1-3 AsylG) ist die
Beurteilungskompetenz der Beschwerdeinstanz grundsätzlich auf die Frage beschränkt, ob
die Vorinstanz zu Recht auf das Asylgesuch nicht eingetreten ist (vgl. BVGE 2012/4 E. 2.2
m.w.H.).

E. 4.1
Auf Asylgesuche wird in der Regel nicht eingetreten, wenn Asylsuchende in einen
Drittstaat ausreisen können, der für die Durchführung des Asyl- und
Wegweisungsverfahrens staatsvertraglich zuständig ist (Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG).
Jeder Asylantrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des
Kapitels III Dublin-III-VO als zuständiger Staat bestimmt wird. Das Verfahren zur



Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaates wird eingeleitet, sobald in einem
Mitgliedstaat erstmals ein Asylantrag gestellt wird (Art. 20 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr.
604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der für die Prüfung eines von
einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags
auf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung), ABl. L 180/31 vom 29. Juni 2013
[Dublin-III-VO]). Im Fall eines sogenannten Aufnahmeverfahrens (engl.: take charge) sind
die in Kapitel III (Art. 8-15 Dublin-III-VO) genannten Kriterien in der dort aufgeführten
Rangfolge (Prinzip der Hierarchie der Zuständigkeitskriterien; vgl. Art. 7 Abs. 1
Dublin-III-VO) anzuwenden und es ist von der Situation im Zeitpunkt, in dem der
Antragsteller erstmals einen Antrag in einem Mitgliedstaat gestellt hat, auszugehen (Art. 7
Abs. 2 Dublin-III-VO [sog. Versteinerungsprinzip]; vgl. BVGE 2012/4 E. 3.2;
Filzwieser/Sprung, Dublin III-Verordnung, Wien 2014, K4 zu Art. 7). Im Rahmen eines
Wiederaufnahmeverfahrens (engl.: take back) findet demgegenüber grundsätzlich keine
(erneute) Zuständigkeitsprüfung nach Kapitel III statt (vgl. BVGE 2012/4 E. 3.2.1 m.w.H.).
Führt die Zuständigkeitsprüfung zur Feststellung, dass ein anderer Mitgliedstaat für die
Prüfung des Asylgesuchs zuständig ist, tritt die Vorinstanz, nachdem der betreffende
Mitgliedstaat einer Überstellung oder Rücküberstellung zugestimmt hat - oder bei fingierter
Zustimmung - auf das Asylgesuch grundsätzlich nicht ein.

E. 4.2
Abweichend von Art. 3 Abs. 1 Dublin-III-VO kann jeder Mitgliedstaat beschliessen, einen
bei ihm von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf
internationalen Schutz zu prüfen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten
Kriterien nicht für die Prüfung zuständig ist (Art. 17 Abs. 1 Satz 1 Dublin-III-VO; sog.
Selbsteintrittsrecht).

E. 4.3
Den vorliegenden Akten ist zu entnehmen, dass der Beschwerdeführer am 17. Juli 2019 in
Frankreich ein Asylgesuch gestellt hat. Am 1. Juni 2021 ersuchte die Vorinstanz die
französischen Behörden gestützt auf Art. 18 Abs. 1 Bst. b Dublin-III-VO um
Wiederaufnahme des Beschwerdeführers. In ihrem Ersuchen wies sie darauf hin, dass der
Beschwerdeführer angegeben habe, die französischen Behörden hätten ihn nach Italien
zurückführen wollen, wobei ein entsprechender Entscheid am 15. Oktober 2019 ergangen
und eine Woche später eine dagegen gerichtete Beschwerde abgelehnt worden sei. In der
Folge sei keine Überstellung des Beschwerdeführers nach Italien erfolgt und der
Beschwerdeführer habe sich nach eigenen Angaben bis November 2019 in Frankreich
aufgehalten. Da die Überstellung des Beschwerdeführers nach Italien nicht in der
vorgegebenen Zeit erfolgt sei, sei die Zuständigkeit zur Behandlung des Asylgesuchs auf
Frankreich übergegangen. Am 13. Juni 2021 wurde das Rückübernahmeersuchen von den
französischen Behörden gutgeheissen. Die grundsätzliche Zuständigkeit Frankreichs ist
somit gegeben. Daran ändern auch die Vorbehalte in der Beschwerde nichts. Der
Beschwerdeführer macht darin geltend, dass nach 13 Abs. 2 Dublin-III-VO ein
Mitgliedstaat für die Prüfung eines Asylantrags auf internationalen Schutz zuständig sei,
wenn sich - wie in seinem Fall - der Antragsteller während eines ununterbrochenen
Zeitraums von mindestens fünf Monaten in diesem, hier der Schweiz, aufgehalten habe. Bei
dieser Argumentation verkennt der Beschwerdeführer, dass die Anwendung von Art. 13
Abs. 2 Dublin-III-VO nach dem klaren Wortlaut des Einleitungssatzes voraussetzt, dass ein



Mitgliedstaat, vorliegend Frankreich, nicht oder nicht länger zuständig ist. Dies ist
vorliegend gerade nicht der Fall. Insbesondere da Frankreich seine Zuständigkeit
ausdrücklich bejaht hat (vgl. Urteil F-2134/2020 des BVGer vom 29. April 2020). Weiter
regelt Art. 13 Abs. 2 Dublin-III-VO die Situation, dass ein vormals zuständiger
Mitgliedstaat fünf Monate lang nicht in der Lage war, die Überstellung in einen anderen
zuständigen Mitgliedstaat zu realisieren. Eine solche Situation liegt in casu für die Schweiz
auch nicht vor. Der Wunsch des Beschwerdeführers, mithilfe eines neuen Asylantrags einen
für ihn positiven Verfahrensausgang herbeizuführen, kann keine Zuständigkeit der
schweizerischen Behörden begründen (vgl. Urteil F-2835/2019 vom 13. Juni 2019), räumt
doch die Dublin-III-Verordnung den Schutzsuchenden kein Recht ein, den ihren Antrag
prüfenden Staat selbst auszuwählen. Im Weiteren ist anzumerken, dass sich der
Beschwerdeführer ohnehin nicht auf einen etwaigen Verstoss gegen die Fristenregelungen
in Art. 13 Abs. 2 Dublin-III-VO berufen kann, da die Vorschrift ihm kein subjektives Recht
einräumt, sondern nur die Fristen zwischen den Mitgliedstaaten regelt (vgl. zum Ganzen:
Ulrich Koehler, Praxis-kommentar zum Europäischen Asylzuständigkeitssystem, Berlin
2018, N. 1-2 zu Artikel 13).

E. 5.1
Frankreich ist Signatarstaat der EMRK, des Übereinkommens vom 10. Dezember 1984
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe (FoK, SR 0.105) und des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge (FK, SR 0.142.30) sowie des Zusatzprotokolls der FK vom 31. Januar 1967 (SR
0.142.301) und kommt seinen entsprechenden völkerrechtlichen Verpflichtungen nach. Es
darf davon ausgegangen werden, dass dieser Staat die Rechte, die sich für Schutzsuchende
aus den Richtlinien des Europäischen Parlaments und des Rates 2013/32/EU vom 26. Juni
2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des
internationalen Schutzes (sog. Verfahrensrichtlinie) sowie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013
zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz
beantragen (sog. Aufnahmerichtlinie) ergeben, anerkennt und schützt. An dieser
Einschätzung vermögen die Hinweise in der Beschwerde auf einzelne Berichte über die
allgemeine Situation für Asylsuchende in Frankreich nichts zu ändern. Der
Beschwerdeführer hat kein konkretes und ernsthaftes Risiko dargetan, dass die
französischen Behörden in seinem Fall den erwähnten völkerrechtlichen Verpflichtungen
nicht nachkommen würden. Aus dessen Aussagen ergibt sich, dass er in Frankreich
aufgrund der Anwendung der Dublin Bestimmungen und der Anordnung der Wegweisung
nach Italien wahrscheinlich nicht zu seinen Asylgründen befragt wurde. Nach seiner
jetzigen Überstellung nach Frankreich ist hingegen davon auszugehen, dass die nun
zuständigen französischen Asylbehörden die Asylgründe des Beschwerdeführers prüfen
werden. Im Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei Frankreich um einen
Rechtsstaat handelt, weshalb der Beschwerdeführer über die Möglichkeit verfügt, sich
allenfalls an die zuständigen französischen Sicherheitsbehörden zu wenden, sollte er sich,
wie geltend gemacht, vor Übergriffen durch türkischstämmige Menschen fürchten oder
solche gar erleiden.

E. 5.2
In der Beschwerde wird geltend gemacht, das SEM habe die medizinische Einschätzung
seiner psychischen Leiden (Ersttermin bei der Psychiaterin am 6. Juli 2021) nicht
abgewartet, womit es den rechtserheblichen Sachverhalt unvollständig festgestellt habe. In



der Zwischenzeit sei er in die Psychiatrie eingewiesen worden und befinde sich nun in
stationärer Behandlung. Ein Bericht stehe noch aus, werde aber in Kürze nachgereicht. In
Frankreich werde er in den ersten Monaten keinen Zugang zur Gesundheitsversorgung
haben und zudem mit hoher Wahrscheinlichkeit auf der Strasse leben. In der angefochtenen
Verfügung hat das SEM hinsichtlich der gesundheitlichen Schwierigkeiten des
Beschwerdeführers und deren Behandlung in Frankreich zu Recht darauf hingewiesen, dass
sich der Beschwerdeführer direkt auf die Aufnahmerichtlinie berufen könne, wonach
Frankreich verpflichtet sei, die erforderliche medizinische Versorgung zu gewähren. Es
bestehen keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass Frankreich dem Beschwerdeführer
dauerhaft eine medizinische Behandlung verweigert hätte oder künftig verweigern würde.
Die Behauptung des Beschwerdeführers, wonach er in den Spitälern in Frankreich keine
Behandlung erhalten habe, vermag keineswegs die allgemeine Vermutung umzustossen,
wonach die medizinische Versorgung in Frankreich gewährleistet sei. Im Weiteren hat das
SEM in der angefochtenen Verfügung zu Recht darauf hingewiesen, dass im ärztlichen
Attest des (...) insbesondere auch die psychischen Beschwerden des Beschwerdeführers
berücksichtigt worden seien. Aufgrund der hinreichend erstellten Aktenlage bestand keine
Notwendigkeit, weitere Abklärungen abzuwarten, zumal davon auszugehen ist, dass
Frankreich, wie bereits festgestellt, in der Lage sein wird, die notwendige medizinische
Versorgung zu gewährleisten. Bei dieser Sachlage erweist sich die Rüge der
unvollständigen Sachverhaltsfeststellung als unzutreffend. An dieser Einschätzung vermag
die Behauptung in der Beschwerde, wonach sich der Beschwerdeführer zurzeit in
stationärer Behandlung befinde, nichts zu ändern. Für das weitere Dublin-Verfahren ist
einzig die Reisefähigkeit ausschlaggebend, welche erst kurz vor der Überstellung definitiv
beurteilt wird. Zudem trägt das SEM dem aktuellen Gesundheitszustand des
Beschwerdeführers bei der Organisation der Überstellung nach Frankreich Rechnung,
indem es die französischen Behörden vor der Überstellung über den Gesundheitszustand
des Beschwerdeführers und die notwendige medizinische Behandlung informiert.

E. 5.3
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass kein Grund für die Anwendung der
Ermessensklausen von Art. 17 Dublin-III-VO oder von Art. Art. 29a Abs. 3 AsylV 1
vorliegen. Frankreich bleibt somit zuständiger Mitgliedstaat gemäss Dublin-III-VO und ist
verpflichtet, den Beschwerdeführer wiederaufzunehmen.

E. 5.4
Das SEM ist demnach zu Recht in Anwendung von Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG auf das
Asylgesuch nicht eingetreten und hat - weil der Beschwerdeführer nicht im Besitz einer
gültigen Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung ist - in Anwendung von Art. 44
AsylG die Überstellung nach Frankreichi angeordnet. Die Beschwerde ist demzufolge
abzuweisen.

E. 6.1
Mit dem vorliegenden Urteil wird das Gesuch um Verzicht auf das Erheben eines
Kostenvorschusses gegenstandslos.

E. 6.2
Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung ist abzuweisen, da die
Begehren - wie sich aus den vorstehenden Erwägungen ergibt - als aussichtslos zu
bezeichnen sind. Die Verfahrenskosten sind dem Beschwerdeführer aufzuerlegen (Art. 63



Abs. 1 VwVG) und auf insgesamt Fr. 750.- festzusetzen (Art. 1-3 des Reglements vom 21.
Februar 2008 über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht
[VGKE, SR 173.320.2]). (Dispositiv nächste Seite)
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